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Text 

Gerichtliches Verfahren 

§ 14. (1) Wird die Gegendarstellung oder die nachträgliche Mitteilung nicht oder nicht gehörig 
veröffentlicht, so kann der Betroffene binnen sechs Wochen bei Gericht einen Antrag gegen den 
Medieninhaber als Antragsgegner auf Anordnung der Veröffentlichung der Gegendarstellung oder der 
nachträglichen Mitteilung stellen. Diese Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem dem Betroffenen die 
schriftliche Verweigerung der Veröffentlichung zugekommen oder die Gegendarstellung oder 
nachträgliche Mitteilung nicht gehörig veröffentlicht worden ist oder spätestens hätte veröffentlicht 
werden sollen. 

(2) Ein Antrag nach Abs. 1 ist bei dem in den §§ 40, 41 Abs. 2 bezeichneten Gericht zu stellen. Die 
Verhandlung und die Entscheidung in erster Instanz obliegen dem Einzelrichter. 

(3) In dem Verfahren über einen Antrag nach Abs. 1 hat der Antragsteller die Rechte des 
Privatanklägers, der Antragsgegner die Rechte des Angeklagten. § 455 Abs. 2 und 3 StPO ist 
anzuwenden. Auch im übrigen gelten für das Verfahren über einen Antrag nach Abs. 1, soweit im 
folgenden nichts anderes bestimmt ist, die Bestimmungen der Strafprozeßordnung 1975 für das Verfahren 
auf Grund einer Privatanklage dem Sinne nach mit der Maßgabe, daß eine Delegierung nur im 
fortgesetzten Verfahren (§ 16) zulässig ist. 

(4) Das Gericht hat den Antrag unverzüglich dem Antragsgegner mit der Aufforderung zuzustellen, 
binnen fünf Werktagen Einwendungen und Beweismittel dem Gericht schriftlich bekanntzugeben, 
widrigenfalls dem Antrag Folge gegeben werde. Allfällige Einwendungen sind dem Antragsteller zu einer 
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Gegenäußerung und zur Bekanntgabe von Beweismitteln, wofür ihm eine Frist von fünf Werktagen zu 
setzen ist, zuzustellen. 

Anmerkung 

ÜR: Art. XXIV, BGBl. I Nr. 112/2007. 
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